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Gesamtzahl der angeschriebenen Kran-
kenhäuser gut 94 %.
2. 29 Krankenhäuser (= 58 %) verfügen
über eigene Räumlichkeiten, in denen Ob-
duktionen vorgenommen werden können,
21 Krankenhäuser (=42 %) haben keine
solchen Räume und müssen Obduktionen
an anderer Stelle veranlassen.
3. In den 29 Krankenhäusern mit eige-
ner Obduktionsmöglichkeit wurden im
Jahr 1999 1.130 Obduktionen durchge-
führt. Von den 21 Krankenhäusern ohne
eigene Obduktionsmöglichkeit wurden im
Jahr 1999 121 Obduktionen veranlasst.
4. Die Gesamtzahl der Obduktionen im
Jahr 1999 lässt sich auf Grund des „De-
signs“ unserer Schnell-Umfrage leider
nicht exakt ermitteln, da ein Teil der „au-
ßer Haus“ veranlassten Fälle in den im
Hause durchgeführten Fällen anderer
Krankenhäuser enthalten sein kann. Das
betrifft allerdings nicht alle, da auch an
niedergelassene Pathologen Obduktions-
aufträge erteilt wurden. Man hat mit ins-
gesamt rund 1.150 bis 1.200 Obduktions-
fällen aus Krankenhäusern im Jahr 1999
gerechnet.
5. Ein auffälliges Ergebnis ist die extrem
unterschiedliche Obduktionshäufigkeit
bezogen auf die einzelnen Krankenhäu-
ser; ein klarer Trend oder ein aussage-
kräftiger Mittelwert kann nicht genannt
werden: die Zahl schwankt zwischen 0
und 296. Tendenziell werden in großen
Häusern absolut und relativ mehr Ob-
duktionen durchgeführt als in kleinen.
Wiederum lässt das „Umfragedesign“ kei-
ne weitergehenden Interpretationen zu.
6. Vier Häuser (= 8 %) decken mit
zusammen 759 Obduktionen knapp zwei
Drittel des gemeldeten Aufkommens ab,
die übrigen 46 Häuser (= 92 %) ein
Drittel. Im Durchschnitt wären das bei
diesen 46 Häusern rund 9 Fälle pro
Haus, doch liegt die Schwankungsbreite
auch hier immer noch zwischen 0 und 43
Fällen – und dies ungeachtet des Unter-
schiedes zwischen selbst durchgeführten
und nur veranlassten Obduktionen.
7. Bezogen auf die Sterbefälle in Kran-
kenhäusern (11.427, Zahl aus 1997)

Einführung
Herrn Prof. Dr. med. habil. Peter Stosiek,
Institut für Pathologie am Carl-Thiem-
Klinikum Cottbus, stellt fest, dass die
Obduktionspathologie in unserem Lande
aufgehört hat, als nennenswerte Größe
zu existieren. Die Obduktionsquote ist in
Brandenburg seit der Wende auf 5 %
aller Todesfälle gesunken und verdient
damit nicht mehr das Prädikat einer Qua-
litätskontrolle. Leidtragende sind nicht
die Pathologen, die haben genügend biop-
tische Arbeit, sondern die Kliniker, denen
die Qualitätskontrolle und der Lernef-
fekt aus dem Vergleich von klinischem
und morphologischem Befund entgehen,
die Angehörigen, die in 30 - 40 % der
Fälle nicht mehr die sichere Todesursache
erfahren und schließlich die Gesundheits-
politiker, die aus falschen Statistiken rich-
tige Analysen und Konsequenzen ziehen
sollen.
Einer der Gründe für diesen Missstand
der deutschen Medizin ist die mangelnde
Sensibilisierung vieler Ärzte gegenüber
dem Thema. 
Aus diesem Grund hatte die Akademie für
ärztliche Fortbildung der Landesärzte-
kammer zu ihrem Kongress in Kleinmach-
now am 12. Oktober 2001 ein Sympo-
sium aufgelegt, in dem kompetente Ver-
treter aus Politik, Gesellschaft und Me-
dizin zu diesem wichtigen Thema ärztli-
cher Qualitätssicherung Stellung genom-
men haben. Im Folgenden sollen daher
wichtige Stimmen zu Worte kommen.

Obduktionen in 
Brandenburgischen Krankenhäusern
Herr U. Hoffmann, MASGF Land Bran-
denburg, Potsdam, berichtete, dass eine
Umfrage des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Frauen folgen-
des ergab:

1. Die Umfrage zur Anzahl der in
Krankenhäusern des Landes durchgeführ-
ten oder von ihnen veranlassten Obduk-
tionen hatte bis zum einen zufriedenstel-
lenden Rücklauf von bis heute 50 Ant-
worten(= N). Das sind bezogen auf die

würden damit rund 10 % der Verstorbe-
nen obduziert; bezogen auf alle Gestor-
benen im Land (26.327, Zahl aus 1998)
betrüge die Obduktionsrate rund 5 %.

Hat die Klinische Obduktion 
ihre Bedeutung verloren
Prof. Dr. med. habil. Heinz Diettrich,
Chirurgische Klinik des Städtischen
Krankenhauses Dresden-Neustadt:
Als Kliniker schließe ich mich der Auf-
fassung von Koslowski an, ein Plädoyer
für die Obduktion halten zu müssen.
Nicht nur, weil ich vor meiner univer-
sitären chirurgischen Ausbildung einige
Jahre selbst in der Pathologie tätig war,
sondern auch als Chirurg die Bedeutung
dieses Fachgebietes Pathologie unter-
streichen möchte und auf den unerträgli-
chen Zustand hinweisen will, die Ob-
duktion als zu vernachlässigende Größe
in unserem Lande behandelt zu wissen.
Ich habe eine Zeit erlebt, in der in einem
Teil Deutschlands nach der „Anordnung
über die ärztliche Leichenschau“ vom
4. 12. 1978 eine Autopsie bei Verstorbe-
nen ohne ersichtliche Todesursache, bei
Schwangeren, Kreißenden und Wöchne-
rinnen, bei denen der Tod innerhalb von
6 Wochen nach der Entbindung eingetre-
ten war, bei Totgeborenen, bei unbekann-
ten Toten und auf Wunsch der Angehöri-
gen durchgeführt wurden.
Eine Obduktion sollte bei nichtnatürlichen
Todesfällen, unaufgeklärten Todesfällen,
übertragbaren Krankheiten, meldepflich-
tigen Geschwulstkrankheiten, bei Todes-
fällen nach Schutzimpfungen und Organ-
transplantationen und bei begründetem
wissenschaftlichem Interesse erfolgen.
Ganz ohne Zweifel könnte man mit einer
solch gesetzesähnlichen Anordnung lan-
desweit bis zu 40%ige Sektionsquoten
erzielen, die letztlich für eine solide Todes-
ursachenstatistik als verlässliche Grund-
lage gesundheitspolitischer Entscheidun-
gen und wissenschaftlicher Analysen von
Bedeutung ist.
Es ist im Zeitalter der von den Politikern
vehement geforderten Qualitätssicherung
in der Medizin umso unverständlicher,

Aktuelle Bedeutung 
der klinischen Autopsie

Auszüge aus dem Symposium 
der 5. Fortbildungstagung der

Landesärztekammer Brandenburg 
12. 10. 2001 in Kleinmachnow
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dass in Deutschland solche gesetzlichen
Grundlagen fehlen.
Ich habe mir als ehemaliger Kammerprä-
sident die Mühe gemacht, die zahlreichen
Qualitätssicherungsgremien aufzulisten,
die in Summa ein nicht zu unterschätzen-
des Finanzbudget verschlingen, aber
meine Damen und Herren, die wichtige
interne Qualitätssicherung, die Obduktion,
wird eklatant vernachlässigt.

Auswahl einiger
„Oualitätssicherungs-Gremien“ 
auf Bundesebene:
• Bundeskuratorium Qualitätssicherung
(externe QS nach §137 SGB V)
• AQS – Arbeitsgemeinschaft zur Förde-
rung der Qualitätssicherung in der Medizin
• ÄZQ – Ärztliche Zentralsteile Quali-
tätssicherung
• Ständige Konferenz Qualitätssicherung
der BÄK
• Ausschuss Qualitätssicherung der
BÄK (ähnliche Gremien haben auch die
KBV, die DKG und die Spitzenverbände
der Krankenkassen)
• nahezu alle medizinischen Fachgesell-
schaften und Berufsverbände haben auch
eine Arbeitsgruppe oder einen Ausschuss
Qualitätssicherung...
Wenn man bedenkt, dass am Pathologi-
schen Institut der Technischen Universi-
tät in Dresden im Jahre 2000

121 Erwachsene
20 Kinder und
16 fetale Sektionen

obduziert wurden, muss uns das, die wir
berufspolitisch und wissenschaftlich ver-
antwortlich sind, sehr nachdenklich stim-
men.
Wenn ich aus Zeitgründen nicht auf alle
Negativwirkungen, wie Aus- und Wei-
terbildungsdefizite, eingehen kann, ge-
statten sie mir zwei wesentliche Negativ-
wirkungen kurz zu erwähnen.
Wir Kliniker werden immer wieder durch
Staatsanwaltsgutachten und Gutachten der
Schlichtungsstellen mit der Fragestellung
„woran ist der Patient verstorben und
hätte der Tod des Patienten verhindert
werden können“ konfrontiert.

In den meisten Fällen gelingt uns eine
wissenschaftlich vertretbare Aussage an
Hand der Aktenlage, bei einem Teil die-
ser Fälle gelingt dies verständlicher Weise
nicht, wenn eben kein Sektionsbefund vor-
liegt.

Der leider zu früh verstorbene Ordinarius
Vock der Leipziger Universität hat mir be-
stätigt, dass die Zahl der zunehmenden
Exhumierungen Folge dieser ungeklärten
Todesfälle ist. Das aber verschlingt fi-
nanzielle Ressourcen, die über das Maß
einer normalen Obduktion hinausgehen.
Ein weiteres Beispiel für die partielle In-
effizienz der Aussagen ohne Obduktion
sind die Studien. Trotz sorgfältiger Erhe-
bung, und daran zweifle ich nicht, wird
zum Beispiel die Rubrik „Rezidivhäufig-
keit“ und „Todesursache“ mit Prozent-
zahlen versehen, die nicht zuverlässig sein
können, da eben durch höchstens 5 %
der Verstorbenen mit Obduktion die von
mir genannten Fragen nicht zuverlässig
beantwortet werden.

Fazit:
Die derzeitigen Obduktionszahlen bedür-
fen dringend der deutlichen Steigerung.
Das allein ist nur durch die Politiker mit
einer entsprechenden Gesetzgebung zu
regulieren. Die neuen Bundesländer soll-
ten ihre Erfahrungen mit einer solchen
Verordnung permanent in Erinnerung ru-
fen und ich verwende ein Zitat von Prof.
Stosiek:

„Was beim Krebsregister recht war, kann
bei einem Obduktionsgesetz nur billig
sein.“
Ermutigen wir also immer wieder unsere
Fachgesellschaften, die Standesorganisa-
tionen und unsere Politiker zur Verände-
rung und Beseitigung dieser fatalen Situ-
ation. Wenn diese, Ihre Tagung, dazu
einen kleinen Beitrag geleistet hätte,
wäre dies ein lobenswerter Beginn!

(Literatur: Koslowski, L., Die Klinische Obduk-
tion. Mitteilungen der Deutschen Gesellschaft für
Chirurgie 2/1999; Seite 108 - 110)

Die Obduktion als Element und
Ausdruck von Qualitätssicherung an
den sächsischen Krankenhäusern –
Ergebnisse einer Umfrage des Ausschusses
Qualitätssicherung der Sächsischen Lan-
desärztekammer
Doz. Dr. med. habil. Roland Goertchen,
Institut für Pathologie des Städtischen
Klinikums Görlitz:
Die Sektionsfrequenz von Krankenhaus
zu Krankenhaus zeigt sehr große Unter-
schiede und bewegt sich von fast 0 % bis
zu max. 39 %, so dass der daraus resul-
tierende Durchschnittswert von 6,7 %
für Sachsen nur wenig aussagt, aber den-
noch als Vergleichszahl herangezogen
werden kann. Allein 20 stationäre Ein-
richtungen erreichen diesen Durchschnitt
von 6,7 % nicht. Von 9 Krankenhäusern
wird eine Obduktionsfrequenz von über
10 - zu 20 % angegeben. Nur 2 große
stationäre Einrichtungen in Sachsen
erreichen 30 % und mehr.
Befragt wurden alle 90 stationären Ein-
richtungen des Freistaates Sachsen. Von
66 liegen schriftliche Antworten vor. Die
endgültige Auswertung ist noch nicht
abgeschlossen.
Es versteht sich von selbst, dass die Kran-
kenhausstrukturen untereinander sehr un-
terschiedlich sind und dieses sich auch
auf die Sektionsfrequenz auswirken muss,
so dass in gewisser Weise die Autopsie
nicht nur Ausdruck der Ergebnisqualität,
sondern auch der Strukturqualität dar-
stellt. Bemerkenswert ist es in diesem
Zusammenhang, dass fast 50 % der Kran-
kenhäuser, d. h. jedes 2. Krankenhaus
nicht mal über einen Sektionssaal ver-
fügt.
So unterschiedlich die Obduktionshäufig-
keit von Haus zu Haus ist, so unterschied-
lich ist sie auch innerhalb der einzelnen
Fachdisziplinen. Erwartungsgemäß hat
die innere Medizin mit durchschnittlich
39 % die höchste Sektionsfrequenz: In
der Chirurgie werden durchschnittlich
15 % und in der Radiologie/Strahlenthe-
rapie wie auch in der Urologie nur zwi-
schen 3 und 4 % obduziert. Noch seltener
ist die Frequenz der Autopsien im Bereich
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der Geriatrie, Orthopädie und unverständ-
licherweise in der Notfallaufnahme bzw.
Notfallambulanz der Krankenhäuser mit
1,4 - 2,6 %. Die Unfallchirurgie ist durch
den relativ hohen Anteil gerichtsmedizi-
nischer Obduktionen nicht genau einzu-
schätzen, da diese nicht gesondert abge-
fragt worden sind.
Eine Letalitäts- und Sektionsstatistik, für
jedes größere Krankenhaus eine Selbst-
verständlichkeit, wird aber nur an 45 %
der stationären Einrichtungen geführt.
Allein 20 %, das heißt jedes 5. Kranken-
haus, konnten keine genauen Angaben
über die Mortalität und Sektionshäufig-
keit vermitteln. Ein Drittel der Kranken-
häuser Sachsens führen keine Letalitäts-
statistik.
Die Frage, ob die Autopsie in der Weiter-
und Fortbildung eine Rolle spielt, wurde
von nur 61 bejaht, obwohl sie grundsätz-
lich Teil der Ermächtigung zur Weiter-
bildung ist. Überraschend ist – ähnlich
wie die starken Unterschiede in der Au-
topsiehäufigkeit – auch die Häufigkeit
der durch Angehörige abgelehnte Sek-
tionen. Exakte Angaben darüber wurden
kaum gemacht, da die meisten Häuser
erwartungsgemäß dieses nicht gesondert
erfassen. Dennoch gibt es Krankenhäuser,
die nur über 10 % abgelehnte Autopsie-
anträge berichten und andere wiederum
mit einem Anteil von 90 %. Der Durch-
schnitt abgelehnter Autopsieanträge be-
wegt sich um 60 - 75 %, so dass man
alleine daraus entnehmen könnte, dass so
gesehen eigentlich die restlichen 25 %
obduziert hätten werden. Dass dies aber
nicht der Fall ist, geht aus den eingangs
ausgeführten Ergebnissen hervor. Das
heißt, dass die gesetzliche Situation in
Sachsen und der BRD und die stets im
Vordergrund angeführte ablehnende Hal-
tung der Angehörigen auf keinen Fall die
einzige schwerwiegende Barriere dar-
stellt, die der klinischen Obduktion im
Wege steht.
Der andere, nicht wesentlich geringere
Teil geht zu Lasten der Krankenhauslei-
tungen und Ärzteschaft. Wir konnten durch
interne Erhebungen feststellen, dass zu

etwa 30 % bei im Krankenhaus Verstor-
benen ärztlicherseits primär gar keine
Sektion angestrebt worden ist und nicht
selten den jüngsten und unerfahrenen
Ärzten das Gespräch mit den Angehöri-
gen übertragen wird. Es ist darüber hin-
aus kaum vorstellbar, dass eine negative
Einstellung von Angehörigen von Ort zu
Ort in Sachsen um 20 oder 30 % vonein-
ander abweicht und Angehörige von Ver-
storbenen einer inneren Klinik sich
wesentlich anders verhalten, als die von
Verstorbenen beispielsweise der benach-
barten Urologischen Klinik. All das
spricht dafür, dass die Einstellung sowie
die Bemühungen der Krankenhausleitun-
gen und Ärzte wesentlich mitentscheidend
ist für eine Obduktionsfrequenz um 20 %,
die immerhin von 10 Krankenhäusern
Sachsens angegeben wird.
Hin und wieder wird von leitenden Ärz-
ten das Kostenproblem als Grund nicht
durchgeführter Obduktionen hervorge-
hoben. Hierzu ist zu sagen, dass dieses
Problem ganz sicherlich steht, aber nur
dann, wenn die Krankenhausleitungen und
Vertreter der Kassen die gesetzlichen Ge-
gebenheiten entweder nicht kennen oder
nicht berücksichtigen. Zwar besteht keine
grundsätzliche Pflegesatzfähigkeit von
Obduktionen, wohl aber sind Obduktions-
kosten pflegesatzfähig, wenn die betrof-
fene Obduktion zur notwendigen Klä-
rung der Todesursache erforderlich ist
oder der Fort- und Weiterbildung dient
(§7, Abs. l, Satz 2, Nr. 5 BPflV). Unter
der Voraussetzung, dass die zuständigen
Vertragspartner die Obduktion als Mittel
der Qualitätssicherung anerkennen, kön-
nen darüber hinaus nach § 137 SGB V i. V.
mit § 11, Abs. 4 BPflV die Mehraufwen-
dungen für Obduktionen durch Zuschläge
bei Sonderentgelten und Fallpauschalen
geltend gemacht werden. Natürlich wird
man einer Krankenhausleitung nicht
ohne weiteres diese Kosten zugestehen.
Dennoch dürfte es wohl nicht schwer
fallen mit Hinweis auf zahlreiche Stu-
dien und Analysen zu beweisen, dass die
Obduktion im Grunde genommen immer
sowohl der Fort- und Weiterbildung dient,

http://www.slaek.de/
http://www.leipziger-messeverlag.de/
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Was wir wissen wollten
Das Redaktionskollegium des „Ärzteblatt
Sachsen“ hat im Herbst 2001 eine Leserbe-
fragung durchgeführt. Dem Heft 9/2001
lag ein strukturierter Fragebogen mit acht
Einzelfragen bei. Durch diese Befragung
wollten wir erfahren, wie unsere Leser-
schaft nach über elfjähriger Erscheinungs-
zeit das Ärzteblatt und seinen Informa-
tionsgehalt beurteilt. Bis Ende November
2001 erhielt die Redaktion insgesamt 479
Rückantworten.
3,05 % aller Leser haben den Fragenbo-
gen beantwortet. Die statistische Reprä-
sentanz [N = 100/10000] der Leserbefra-
gung wurde damit deutlich erreicht.
82,7 Prozent (n = 396) der zurückge-
sandten gelben Bögen enthielten den
Namen des Kammermitgliedes. Davon

waren 61,4 Prozent Ärzte und 38,4 Pro-
zent Ärztinnen. 
Die Redaktion erhielt 83 Fragebogen ohne
Nennung des Absenders (n = 7,3 Pro-
zent) zugesandt.

Ihre Antworten
■ 92 Prozent der Ärztinnen und Ärzte
lesen das „Ärzteblatt Sachsen“ regelmäßig,
5,3 Prozent gelegentlich, 1,9 Prozent sel-
ten und 0,8 Prozent nie.
■ Ein Drittel der Befragten liest unsere
Standeszeitschrift ausführlich, 59,7 Pro-
zent ausgewählte Artikel und 6 Prozent
nur flüchtig.
■ Die redaktionelle, verlegerische und
drucktechnische Qualität entspricht den
Erwartungen von 90,6 Prozent der Leser-
schaft. 9,4 % waren kritische Stimmen.

„Ärzteblatt Sachsen“
Auswertung und Ergebnis 

als auch ein Mittel der Qualitätssicherung
darstellt. Bedenkt man die nach wie vor
relativ hohe mangelnde Übereinstim-
mung zwischen der klinischen Diagnose
und dem Obduktionsbefund, die trotz
moderner diagnostischer Methoden sich
in den letzten 10 Jahren nicht wesentlich
verändert hat, so dürfte es keine Zweifel
geben, dass nach wie vor die Autopsie
eine der wesentlichsten Maßnahmen zur
Qualitätssicherung darstellt.

Schlussbemerkung
In der Zwischenzeit ist mit dem Branden-
burgischen Bestattungsgesetz ein wichti-
ger Schritt in die richtige Richtung getan.
Erstmals wird in einem Flächenland der
Bundesrepublik Deutschland die Sektion
als „letzte ärztliche Handlung zugunsten
der Patienten und der Allgemeinheit“ de-
finiert, die Bedeutung als ärztliche Qua-
litätskontrolle erfasst und die Zulässigkeit
festgelegt. Um wenigstens andeutungs-

weise an alte DDR-Verhältnisse oder auch
die österreichische Praxis heranzukom-
men, ist aber eine gesetzlich verbindliche
und bezahlbare „Indikationsliste“ von
Todesursachen (unklar, kindlich/jugend-
lich, mütterlich, AIDS, Prionenkrankheit)
vonnöten. Brandenburg könnte auch hier
wieder Vorreiter sein.

Prof. Dr. med. habil. Peter Stosiek
Institut für Pathologie  

am Carl-Thiem-Klinikum Cottbus

Leserbefragung

Abbildung 1: Sie lesen das „ÄBS“ Abbildung 2: Was machen Sie nach dem Lesen mit dem „ÄBS“?

■ 94,9 Prozent aller Leserinnen und
Leser, die an der Leserbefragung aktiv
teilnahmen, sind mit der Gesamtgestal-
tung (Umschlagsseite, Seitengestaltung,
Schrifttypen, Bildangebot) unseres Ärz-
teblattes zufrieden.
■ Die Rubrizierung im „Ärzteblatt
Sachsen“ entspricht den Vorstellungen
von 90,5 Prozent der Leser, 9,5 Prozent
halten die bisherige Rubrizierung nicht
für optimal. 
Neben diesen formalen Angaben ist es
für uns sehr wichtig gewesen, zu erfahren,
welche Rubriken des Kammerorgans Sie
besonders lesen.
Etwa zwei Drittel der Leser interessieren
sich besonders für die Rubriken Berufs-
politik (65,9%), Gesundheitspolitik
(65,9%) und Amtliche Bekanntmachun-


